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3. 5763 (Prov. Geſ.⸗Samml., Band 16, Nr. 89) verwies, welche 
beſagt: „Wenngleich in Graz und auf dem flachen Lande derzeit keine 
eigenen Brunnenmeiſter beſtehen, ſo ſolgt hieraus keineswegs, daß 
ſämmtliche Brunnenarbeiten als eine freie Beſchäftigung angeſehen werden 
können. Nur ganz unbedeutende Ausbeſſerungen, Legung von Brunn⸗ 
röhren und derlei keine Profeſſionskenntniſſe erfordernde Arbeiten können 
auch fernerhin als freigegeben behandelt werden; wo es ſich hingegen 
um weſentliche Brunnarbeiten, wie Erdgrabung, Anfmauerung und ſolche 
Herſtellungen handelt, bei denen zur Verhütung von Unglücksfällen 
und Beſchädigungen beſondere Vorſicht und Geſchicklichkeit erforderlich 
find, dürfen nur befugte Baumeiſter und Zimmermeiſter verwendet 
werden“. 

Auf von den geſtraften W. und O. angemeldeten Recurs fand 
die Statthalterei in Graz mit Entſcheidung vom 28. Juni 1877 deren 
Beſtrafung zu beſtätigen, gleichzeitig jedoch der Bezirkshauptmannſchaft 
im Hinblicke auf die von derſelben als hinreichend angenommene Ver⸗ 
antwortung des Zimmermeiſters Joſef T. zu bedeuten, „daß der Gubern.- 
Verordnung vom 11. Juni 1834 durch die Gewerbe⸗Ordnung vom 
20. December 1859, reſpective durch die Miniſterialverordnung vom 
20. Februar 1875 (R. G. Bl. Nr. 16. betreffend die Einreihung der 
Brunnenmeiſter unter die conceſſionirten Gewerbe) derogirt wurde, mit⸗ 
hin Zimmermeiſter zur Brunnenarbeit nicht mehr befugt find und vor—⸗ 
kommenden Falles nach § 132 lt a Gew.⸗Ord. zur Verantwortung 
zu ziehen find“. 

Dieſe Eröffnung der Statthalterei wurde von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft mit Beſcheid vom 8. Juli 1877 dem Zimmermeiſter T. 
behufs ſeiner Darnachachtung intimirt. 

Dawider wurde von Joſef T. eine an die Statthalterei ſtiliſirte 
Vorſtellung, beziehungsweiſe Recurs eingebracht, worin die Bitte aus⸗ 
gefprochen war, für den Fall, als die Statthalterei ihre Verfügung 
nicht annulliren wollte, den Recurs dem Miniſterium zur Entſcheidung 
zu unterbreiten. 

Joſef T. weist ſich aus, daß er bereits ſeit dem Jahre 1844 
befugter Zimmermeiſter ſei und wendet ein, daß, wenn jetzt die Zimmer⸗ 
meiſter nicht mehr zur Brunnenarbeit befugt ſind, und hiezu einer 
beſonderen Conceſſion bedürſen, dies ſich eben nur auf jene Zimmer⸗ 


Wir erſuchen die Herren Abonnenten höflichſt, ihre 
Präuumerations⸗Erneuerung für das II. Semefter 1878 an 
die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauern⸗ 
markt Nr. 11 einzuſenden, damit in der Zuſendung des 
Blattes keine Störung eintritt. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Berechtigung jener Zimmermeiſter, welche nach älteren Vorſchrif⸗ 
ten anch zu runnenmacherarbeiten befugt waren, zur Ausübung 
des Brunnenmeiſtergewerbes. 
Ueber Beſchwerde des Brunnenmeiſters Albis H. in L. gegen 
a: W., Alois O., Georg 1 Anton F. wegen Gewerbsſtörung 
durch unbeſugten Betrieb der Brunnenmeiſterei, wurden nach durch- meiſter beziehen könne, welche ihre Gewerbsberechtigun li 
geführter Verhandlung von der Bezirkshauptmannſchaft mit dem Erkennt⸗ e ex 0 a e der die e e 
niſſe vom 23. Juni 1877 Franz W. und Alois O., welche ein⸗ Eonceſſionirung knüpfenden Miniſterialverordnung vom Jahre 1875 
geſtandenermaßen zuweilen auf Verlangen von Parteien Brunnen erlangt haben, weil es nicht denkbar ſei, daß dieſe ſpäteren Geſetze 
reparirten oder reinigten, der ihnen zur Laſt gelegten Uebertretung zurückwirken und er eine nach den früheren Geſetzen erlangte Befugniß 
ſchuldig erkannt und im Sinne der 88 17 und 132 Gewerbe⸗Ordnung dadurch verlieren ſolle. Weiters bemerkte Jofef T., daß der klagende 
zu je 5 fl. Geldbuße, eventuell 24 ſtündiger Arreſthaft abgeurtheilt, Brunnenmeiſter Alois H. in L. fein Gewerbe eben erſt bei ihm (Joſeſ T.) 
hingegen die beiden anderen Bezichtigten Georg R. und Anton F. frei⸗ | erlernt habe und daß es fehr ſonderbar wäre, daß dieſer ſein Schüler 
geſprochen, nachdem der Zimmermeiſter Joſef T. beſtätigte, daß ſie | nun zu Arbeiten befugt ſein ſolle, die er als fein Lehrer und Meifter 
= als bei 2 Y 1 5 = feinem Auftrage einen | nicht ausüben dürfe. 1 
runnen reparirt haben, und T. für ſeine Berechtigung zu ſolchen Das k. k. Miniſterium des Innern hat 0. 
Arbeiten auf die ſteiermärkiſche Gubern.⸗Verord. vom 11. Juni 1851 Z. 11.239, in ade Weiſe e 1 W 


a p p 
—̃ rv—— tl T 


„ 


des Zimmermeiſters Joſef T. in L. wird nach gepflogenem Einvernehmen 
mit dem k. k. Handelsminiſterium unter Behebung der angeſochtenen 
Verfügungen Folge gegeben, weil Joſef T., welcher bereits ſeit dem 
Jahre 1844 befugter Zimmermeiſter iſt, nach der Gubern. Verord. vom 
11. Juni 1834, Z. 5763 (Prov. Geſ.⸗Samml., Band 16, Nr. 89) 
zur Ausübung von Brunnenmacherarbeiten berechtigt war und ſolche 
ältere Gerechtſame durch die Gew.⸗Ord. vom Jahre 1859 nicht berührt, 
vielmehr durch Punkt VI. des Einführungspatentes zur Gew.⸗Ord. 
geſchützt worden ſind, und weil auch die Miniſterialverordnung vom 
20. Februar 1875 (R. G. Bl. Nr. 16) ſowohl zufolge ihrer Tendenz, 
das öffentliche Intereſſe zu ſchützen, als auch nach dem Wortlaute der 
Schlußbeſtimmung, ſolche einſchlägige ältere Gerechtſame unberührt läßt, 
welche wie die des Recurrenten auf legalem Wege erworben worden ſind 
und noch im Betriebe ſtehen“. 


Am 13. Februar 1877 erließ der Stadtrath G. ſolgende 
Kurrende an die dortigen Maurer⸗ und Zimmermeiſter: 

„Es wurden hieramts zu wiederholten Malen Beſchwerden vor⸗ 

gebracht, daß Maurer⸗ und Zimmermeiſter Brunnenmacherarbeiten aus⸗ 
führen. Nachdem mit Miniſterialverordnung vom 20. Februar 1875, 
R. G. B. Nr. 16 das Gewerbe der Brunnenmeiſter unter die conceſſionirten 
Gewerbe eingereiht wurde, und zur Erlangung dieſes Gewerbes auch 
der Nachweis über die in wirklicher Verwendung bei dieſem Gewerbe 
erworbene praktiſche Befähigung zu liefern iſt, Maurer⸗ und Zimmer⸗ 
meiſter demnach zur Ausführung von Brunnenmacherarbeiten nicht 
berechtigt erſcheinen, ſo werden ſämmtliche Maurer- und Zimmermeiſter 
aufgefordert, entweder keine Brunnenmacherarbeiten zu übernehmen 
oder um die Conceſſion zum Betriebe dieſes Gewerbes hieramts anzu⸗ 
chen.“ 
105 Dagegen recurrirten die Zimmermeiſter von G. durch ihren 
Innungsvorſtand an die Statthalterei mit der Bitte, ihnen die Brun⸗ 
nenmacherarbeiten als mit ihrem Geſchäfte verſchmolzen, wie bisher 
auch ferner zu belaſſen. Denn, wenn jetzt Einzelne, was bisher nicht 
geſchah, ſich ausſchließlich mit dem Brunnenmachen beſchäftigen und 
hiezu ſelbſtverſtändlich einer Conceſſion bedürfen, ſo folge daraus noch 
nicht, daß die G. . er Zimmermeiſter, welche bisher ſtets das 
Brunnenmachen namentlich als ihre Winterbeſchäftigung beſorgt haben 
und hiezu immer nicht nur ihre Hilfsperſonale mit auszubilden bemüht 
waren, ſondern auch alle nöthigen, koſtſpieligen Werkzeuge und Geräth⸗ 
ſchaften beſitzen, in dem bisherigen Umfange ihres Gewerbebetriebes 
beeinträchtigt und geſtört werden ſollen. Dies wäre, nachdem die Zim⸗ 
mermeiſter ihr Gewerbe nach dieſem Umfange beſteuern und ein 
Steuernachlaß nicht zu erwarten iſt, unbillig, laſſe ſich aber auch 
ſonſt nicht rechtfertigen, nachdem die G. . . er Brunnen zumeiſt nur höl⸗ 
zerne Beſtandtheile haben und die andern Beſtandtheile von Zimmer⸗ 
leuten montirt werden, alſo die dabei vorkommenden Arbeiten Zimmer⸗ 
mannsarbeiten ſind und das Brunnmachen deßhalb ſeit jeher nicht nur 
allgemein, ſondern ſelbſt auch behördlich als Zimmermannsarbeit 
betrachtet und in allen Ueberſchlägen in der Rubrik der Zimmermanns⸗ 
arbeit angeſetzt wurde. Bei einem Monopol der Brunnenmeiſter würde 
überdies das Publicum dieſe Arbeiten nothwendiger Weiſe viel theurer 
bezahlen müſſen, weil es ſich vom Brunnenmachen allein nur ſchwer 
leben läßt und Brunnenmeiſter als blos auf dieſe Arbeit beſchränkt, zudem 
als Monopoliſten, hohe Preiſe machen würden. 

Im Berichte vom 10. April 1877 bemerkte der Stadtrath bei 
Einbegleitung dieſes Recurſes. „Es habe ſich allerdings im Laufe der 
Jahre die Gewohnheit ausgebildet, daß Maurer⸗ und Zimmermeiſter auch 
Brunnengrabungen vornahmen und dieſes ſtillſchweigend geduldet wurde, 
weil keine beſonderen Brunnenmacher beſtanden und der conceſſionirte 
Maurer und Zimmermann immerhin mehr Garantie darbot als der 
erſte beſte Taglöhner, welchem es freiſtand, das freie Gewerbe der 
Brunnenmacherei anzumelden. Seit Einreihung dieſes Gewerbes unter 
die eoncefjionirten Gewerbe könne jedoch dies nicht weiter geſtattet 
werden und wäre der Zimmermann nur berechtigt, die Brunnenröhren 
beizuſtellen, hingegen der Maurermeiſter den Brunnenſchacht auszumauern, 
während das Graben des Brunnens und das Einſetzen der Röhren dem 
Brunnenmeiſter zukommt. Wäre jedoch ein Maurer⸗ oder Zimmermeiſter 
gewillt, auch Brunnenmacherarbeiten zu übernehmen, ſo hätte derſelbe 
um die beſondere Conceſſion hiefür anzuſuchen und dürfte es auch 
keinem Anſtande unterliegen, ſolchen Zimmer⸗ und Maurermeiſtern, 
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welche bisher derlei Arbeiten anſtandslos vollführten, dieſe Conceſſion 
zu verleihen.“ Der Stadtrath beantragte deßhalb die Recursabweiſung. 

Die Statthalterei in Graz hat mit Entſcheidung vom 15. April 
1877 unter Zurückweiſung des Recurſes die ſtadträthliche Verfügung 
aus deren Gründen beſtätigt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern entſchied unterm 11. December 
1877, 3. 11.008, in nachfolgender Weiſe: „Dem Miniſterialrecurſe der 
G . . er Zimmermeiſter wird nach gepflogenem Einvernehmen mit 
dem k. k. Handelsminiſterium unter Behebung der bezogenen angefochtenen 
Verfügungen beider Inſtanzen Folge gegeben, weil dieſe Verfügungen 
in ihrer allgemein gehaltenen Faſſung, welche ſelbſt diejenigen noch vor 
Erlaß der Miniſterialverordnung vom 20. Februar 1875, R. G. B. 
Nr. 16 mit ihrer Erwerbsconceſſion betheilten Zimmermeiſter nicht 
ausſchließt, die bisher nach Zulaß der Gubern.⸗Verordnung vom 
11. Juni 1834, Z. 5763 (Prov. Geſ.⸗Samml. Band 16 Nr. 89) 
die Befugniß zur Ausführung von Brunnmacherarbeiten ausgeübt haben 
und ſomit nach dem Artikel VI. des Kundmachungspatentes zur Gewerbe⸗ 
ordnung und nach dem Schlußſatze der gedachten Miniſterialverordnung 
in der ſerneren Ausübung ihrer Berechtigung nicht behindert werden 
können, ſich als geſetzlich nicht gerechtfertigt darſtellen.“ 


Unzuläſſigkeit der Beſtrafung einer gegen die diesfällige gemeinde⸗ 

amtliche Verordnung geſchehenen Unterlaſſung der Ausweiſung 

des Heimatsrechtes aus dem Grunde des Mangels einer Straf: 
ſanction für die Unterlaſſung. 


Der Gemeindevorſtehung ſteht gegen ein aufhebendes oder abän⸗ 
derndes Erkenntniß der höheren Inſtanz über ein von ihr in er⸗ 
ſter Inſtanz gefälltes Strafurtheil keine Berufung zu. 


Dem Johann R., Ziegeldecker in H., wurde von dem dortigen 
Gemeindevorſtande unterm 10. Jänner 1878 eine Geldſtrafe von 5 fl. 
6. W. auferlegt, weil er ſich mit feinem Heimatsſcheine und dem Wohl⸗ 
verhaltungszeugniſſe bei dem Bürgermeiſteramte nicht ausgewieſen hatte, 
obwohl er ſich in dieſer Stadt bereits ſeit November 1876 aufhielt, 
und obgleich alljährlich, ſo auch durch Kundmachung vom 8. Jänner 
1877 der 8 11 der Gem. O. republicirt wurde. Zugleich wurde demſelben 
freigeſtellt, gegen dieſes Erkenntniß den Recurs innerhalb 24 Stunden 
anzumelden und innerhalb drei Tagen auszuführen. Das Erkenntniß 
wurde am 11. Jänner 1878 zugeſtellt und brachte Johann R. dagegen 
am 15. Jänner 1878 den Recurs ein. Der Recurs wurde jedoch 
unterm 16. Jänner 1878 dem Johann R. vom Gemeindevorſtande mit 
dem Bemerken zurückgeſtellt daß, nachdem der Recurs nicht gehörig 
angemeldet wurde, über dieſe Angelegenheit nicht weiter verhandelt 
werden könne. 

Nun hat Johann R. bei der Bezirkshauptmannſchaft ſich be⸗ 
ſchwert und um Nachſicht der Geldſtrafe per 5 fl. gebeten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat unterm 3. März 1878 dem Re⸗ 
curſe keine Folge gegeben und das Straſerkenntniß aus den Gründen 
desſelben beſtätigt, ſowie auch aus dem weiteren Grunde, weil Johann 
R. ſich ſchon ſeit dem Jahre 1876 in H. aufhalte und der alljährlich 
ſich wiederholenden Aufforderung des Gemeindeamtes, ſich mit dem 
Heimatsſcheine auszuweiſen, durch dieſe ganze Zeit nicht nachgekommen ſei. 

Ueber den weiters eingebrachten Recurs des Johann R. hat die 
k. k. Statthalterei mit Entſcheidung vom 7. Mai 1878 das angefochtene 
Straferkenntniß behoben, „weil in $ 11 der Gem. O. auf die unterlaſſene 
Ausweiſuug der Heimatsberechtigung ſeitens eines Auswärtigen oder 
Gemeindegenoſſen eine Geldſtrafe nicht verhängt wird und mit Rückſicht 
auf die Anordnung des $ 62 der Gem. O. der Gemeindevorſtand in H. 
ſomit nicht berechtigt war, dem Recurrenten aus dieſem Anlaſſe eine 
Geldſtrafe aufzuerlegen.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde H. den Recurs ein⸗ 
gebracht. In demſelben wurde geſagt, das Straferkenntniß ſei ganz 
correct nach Vorſchrift des 8 62 der Gem. O. gefällt worden und fei 
in einer ähnlichen Angelegenheit mit der Miniſterial⸗Entſcheidung vom 
30. Juni 1868 entſchieden worden, daß der Gemeindevorſtand jedem 
Fremden oder Gemeindegenoſſen, der in einer beſtimmten Friſt den 
Heimatsſchein nicht beibringe oder nicht darthue, daß er die zur Erlan⸗ 
gung eines ſolchen nöthigen Schritte eingeleitet habe, die Ausweiſung 
androhen könne, und daß er jeden, der die Beſtimmungen des 8 90 
nicht befolge, mit Strafen bis 10 fl. eventuell Arreſt bis 48 Stunden 
belegen könne. Das Petit lautete auf Behebung der Statthalterei⸗Ent⸗ 


ſcheidung und Wiederinkraftſetzung des gemeindeämtlichen Straferkenntniſſes 
vom 16. Jänner 1878, eventuell möge aufgetragen werden, wie ſich 


das Gemeindeamt in ähnlichen Fällen benehmen ſoll, wenn es Gemeinde⸗ 


genoſſen, die ſich über ihre Heimatsberechtigung nicht ausweiſen, weder 
aus der Gemeinde ausweiſen noch beſtrafen dürfe. 


111 


zulegen, ſowie auch des Sachverſtändigenbeweiſes über den Werth 
dieſer Conceſſion. 

Nachdem der Zeugenbeweis zu Gunſten des Geklagten ausgefallen, 
auf den Sachverſtändigenbeweis aber verzichtet worden war, gab das 
Handelsgericht in Wien mit Urtheil vom 3. Auguſt 1877, Z. 25.554, 


Die Statthalterei beantragte bei der Vorlegung der gemeinde⸗ dem Klagebegehren abermals ſtatt, indem es in den Gründen ſeinen 
ämtlichen Berufung, dieſelbe als unſtatthaſt zurückzuweiſen, weil einer urſprünglichen Standpunkt feſthielt. Dagegen erkannte das Oberlandes⸗ 


Gemeindevorſtehung gegen ein aufhebendes oder abänderndes Erkenntniß 
der höheren Inſtanz über ein von ihr in erſter Inſtanz gefälltes Straf⸗ 
urtheil keine Berufung zukomme, indem die Gemeinde das Strafrichter⸗ 
amt im übertragenen Wirkungskreiſe als Polizeibehörde ausübe und nach 
den beſtehenden Beſtimmungen über das Strafverfahren der politiſchen 
Behörden ein Recursrecht nur der betreffenden Partei, nicht aber auch 
der in erſter Inſtanz erkennenden Behörde ſelbſt zuſtehe. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 16. Juni 1878, 


gericht über neuerliche Appellation des Geklagten mit Urtheil vom 
23. October 1877, 8. 15.121, auf die durch Erſüllungseid des 
Geklagten bedingle Abweiſung des Klägers aus folgenden Gründen: 
Sobald es feſtſteht, daß Kläger für den vereinbarten Preis nicht 
bloß zur Uebergabe des Waarenlagers, ſondern auch zur Zurücklegung 
der Schankconceſſion ſich verpflichtete, ſo muß er dieſe Verbindlichkeit 
vollſtändig erfüllen, bevor er die vereinbarte Zahlung fordern kann. 
Die exceptio non adimpleti contractus iſt daher vollkommen 


3. 8003, den Recurs des Bürgermeiſteramtes in H gegen die Statt⸗ begründet, ohne daß es auf den Werth der Conceſſion weiter ankommt. 


halterei⸗Entſcheidung vom 7. Mai 1878 als unſtatthaft zurückgewieſen, 
„weil einer Gemeindevorſtehung gegen ein aufhebendes oder abänderndes 
Erkenntniß der höheren Inſtanz über ein von ihr in erſter Inſtanz 
gefälltes Strafurtheil keine Berufung zukommt, indem die Gemeinde das 
Straſrichteramt im übertragenen Wirkungskreiſe als Polizeibehörde aus⸗ 
übt und nach den beſtehenden Beſtimmungen über das Strafverfahren 
der politiſchen Behörden ein Recursrecht nur der betreffenden Partei, 
nicht aber auch der in erſter Inſtanz erkennenden Behörde zuſteht.“ 
Zugleich wurde der Statthalterei bemerkt, daß dem Bürgermeiſteramte 
über ſeine ſchließliche Anfrage die geeignete Belehrung zu ertheilen ſei. 
K. 


Verkäuflichkeit von Gewerbsconceſſionen. — Exceptio non adim- 
pleti contraetus. 

In der Klage de praes. 1. October 1875, 83. 197.928, 
behauptete M. L, er habe an J. D. ein Waarenlager um den 
vereinbarten Preis von 375 fl. verkauſt und ſelbes auch übergeben; 
J. D. habe ihm aber nur 275 fl. bezahlt. M. L. bat ſohin um Ver⸗ 
urtheilung des J. D. zur Zahlung des reſtlichen Kaufpreiſes per 
100 fl. e. s. c. 

Der Geklagte widerſprach, um den angegebenen Preis bloß das 
Waarenlager des Klägers gekauft zu haben, es ſei vielmehr um dieſen 
Preis Waarenlager und Schankconceſſion des Klägers zuſammen 
verkauft worden. Die Uebergabe der letzteren ſei aber noch nicht erfolgt 
und Kläger daher gemäß § 1052 a. b. G. B. nicht berechtiget, auf 
Erfüllung des Vertrages zu dringen, ſo lange er ſelber nicht vollſtändig 
erfüllt habe. 

Kläger berief ſich unter Deferirung des Haupteides über ſeine 
Klageangaben auf die Unverkäuflichkeit einer Conceſſion und die daraus 
folgende Unmöglichkeit der Uebergabe, es finde ſohin $ 882 a. b. G. B. 
Anwendung. Der Geklagte gab in der Duplik zu, daß die Uebergabe 
einer Gewerbsconceſſion nur in der Form einer Zurücklegung derſelben 
zu Gunſten des Käufers möglich ſei, behauptete aber, daß in einem 
ſolchen Falle die Gewerbsbehörde regelmäßig dem Käuſer die Conceſſion 
verleihe. Nur durch die Praxis der Behörden hätten überhaupt Gewerbs⸗ 
conceſſionen einen Verkaufswerth erlangt. Darüber, daß die fragliche 
Schankconceſſion einen Werth von mehr als 100 fl. habe, wurde vom 
Geklagten der Sachverſtändigenbeweis und Schätzungseid angeboten. 

Das k. k. Handelsgericht in Wien gab mit Urtheil vom 
14. November 1876, 3. 84.004, dem Klagebegehren unbedingt ſtatt 
aus folgenden Gründen: 

Gewerbsconceſſionen find nach $ 59 der Gewerbeordnung unüber⸗ 
tragbar, der Verkehrswerth derſelben iſt daher gleich Null. Daraus 
folgt, daß der Geklagte die Uebertragung der Conceſſion als etwas 
Unmögliches nicht fordern, demnach auch nicht unter Berufung auf 
§ 1052 a. b. G. B. die Zahlung verweigern kann. Er kann aber 
aus dem Titel der Gewährleiſtung eine Preisminderung nicht ſordern, 
weil eben die Conceſſion als ſolche keinen Verkehrswerth hat. Auf den 
Abusus des „Verkauſes“ von Conceſſionen könne das Gericht keine 
Rückſicht nehmen. f 

VUueber Appellation des Geklagten hob das k. k. öſterr. Oberlandes⸗ 
gericht mit Urtheil vom 28. December 1876, 3. 20.470, das appellirte 
Erkenntniß auf und verordnete die Durchführung des vom Geklagten 
angebotenen Zeugenbeweiſes darüber, daß Kläger ſich ausdrücklich ver⸗ 
pflichtet habe, die Schankconceſſion zu Gunſten des Geklagten zurück⸗ 


behaupteten Uebereinkommen ergeben. 


Ueber Reviſion des Klägers beſtätigte der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Entſcheidung vom 27. März 1878, 3. 15.529, das obergerichtliche 
Erkenntniß aus deſſen Gründen und in der weiteren Erwägung, daß ja 
das vom Kläger behauptete Uebereinkommen dem Klagsanſpruche zu 
Grunde gelegt werden müſſe. Mit der Unrichtigkeit dieſes Klagegrundes 
falle aber auch das Klagebegehren, ohne daß es erſt darauf ankomme, 
was für Rechte und Pflichten ſich allenfalls aus dem vom Geklagten 
Ger.⸗H. 


Das Begehren der zwangsweiſen Abnahme eines minderjährigen 

Kindes und die Uebergabe desſelben in die väterliche Gewalt iſt 

zwar nicht nach den Beſtimmungen der allgemeinen Gerichtsord⸗ 
nung aber nach § 145 des a. b. G. B. zuläſſig. 

Mit den gleichförmigen Urtheilen aller drei Inſtanzen wurde 
Johann N. ſchuldig erkannt, dem Karl S. deſſen minderjährige bei N. 
befindliche Tochter Karoline über Anſuchen in die väterliche Gewalt zu 
übergeben. 

Dem auf Grund dieſer Urtheile geſtellten Anſuchen des Karl S. 
um Bewilligung der executiven Abnahme der minderjährigen Karoline 
S. von dem Johann N. und Uebergabe derſelben an Karl S. hat das 
k. k. Bezirksgericht zu Hohenmauth mit Beſcheid vom 17. September 
1877, 3. 13.394, ſtattgegeben und den Vollzug derſelben dem Expedite 
über Anmeldung der Exequenten aufgetragen. 

Ueber den Recurs des Johann N. hat das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht in Prag mit Erledigung vom 7. Jänner 1878, Z. 2998, den 
angefochtenen Beſcheid dahin abgeändert, daß Karl S. mit ſeinem Geſuche 
8. 13.394, geſtellten Begehren um Bewilligung der Executionsführung 
nach §8 305 a. G. O. abgewieſen werde; weil mittelſt der gleichför⸗ 
migen Urtheile aller drei Inſtanzen Johann N. ſchuldig erkannt wurde, 
dem Karl S. deſſen minderjährige bei N. befindliche Tochter Karoline 
über Anſuchen in die väterliche Gewalt zu übergeben, wenn N. der ihm 
auferlegten Verbindlichkeit nachzukommen ſich weigert, er hiezu nur nach 
§. 310 a. G. O. im Executionswege verhalten werden kann, die 
angeſuchte Executionsart nach $ 305 a. G. O. aber offenbar nicht 
zuläſſig erſcheint, da dieſelbe nach der klaren Beſtimmung dieſes 
Paragraphes nur dann platzgreiſt, wenn der Geklagte ſchuldig erkannt 
worden iſt, dem Kläger ein beſtimmtes fahrendes Gut (rem mobilem 
in specie) zu übergeben. 

Ueber den Reviſionsrecurs des Karl S. hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 10. April 1878, 3. 3998 
in der Erwägung, daß das Executionsgeſuch des Karl S. thatſächlich 
nicht auf den $ 305 a. G. O. gegründet wird, die Executionsart 
des 8 310 a. G. O. aber, auf welche die angefochtene oberlandes⸗ 
gerichtliche Erledigung hinweiſet, in dem vorliegenden Falle, in welchem 
es ſich nicht um eine Arbeitsleiſtung handelt, ſich als ganz unanwend⸗ 
bar darſtellt, Karl S. aber ſchon nach dem § 145 a. b. G. B. 
berechtigt iſt, behufs Rückerlangung ſeines ihm von Johann N. vor⸗ 
enthaltenen Kindes den obrigkeitlichen, beziehungsweiſe gerichtlichen Bei⸗ 
ſtand anzurufen, ſein Executionsgeſuch demnach in dieſer Vorſchrift des 
a. b. G. B. vollkommen gegründet iſt, unter Abänderung der angefochtenen 
oberlandesgerichtlichen Erledigung den Beſcheid des k. k. Bezirksgerichtes 
zu Hohenmauth aufrecht zu erhalten befunden. Ger.⸗H. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 23. Mai 1878, 3. 6932, betreffend 
die den Staatsrechnungsabſchlüſſen beizugebenden Erläuterungen. 


Laut einer Mittheilung des k. k. Finanzminiſteriums vom 7. Mai d. J. 
add Nr. 1747 F. M. wurde bei der verfaſſungsmäßigen Behandlung des Central⸗ 
Rechnungsabſchluſſes über den Staatshaushalt der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder für das Jahr 1875, von den beiden Häuſern des Reichs⸗ 
rathes folgende Reſolution angenommen: 

„Die kaiſerliche Regierung wird aufgefordert, dahin zu wirken, daß die 
den Central⸗Rechnungsabſchlüſſen beizugebenden Erläuterungen von dem oberſten 
Rechnungshofe im Einvernehmen mit den betreffenden Miniſterien in klarer und 
erſchöpfender Weiſe geliefert werden.“ 

Es läßt ſich wohl in der That nicht in Abrede ſtellen, daß die fraglichen 
Erläuterungen zur Beurtheilung der Reſultate der Rechnungsabſchlüſſe kein voll⸗ 


ſtändig genügendes Materiale bieten, indem ſie ſich in vielen Fällen darauf 


beſchränken, die in der Staatsrechnung enthaltenen Daten ziffermäßig zu detailliren 
und die einzelnen Differenzen vom Staatsvoranſchlage darzulegen, ohne in eine 
nähere Erörterung der hierbei in Betracht kommenden ſachlichen Momente ein⸗ 
zugehen. 

Vom Standpunkte der Vertretungskörper, welche die Nothwendigkeit und 
Zuläſſigkeit der im Rechnungsabſchluſſe nachgewieſenen Auslagen zu prüfen haben, 
wird aber natürlicherweiſe der größte Werth darauf gelegt, eine Nachweiſung der 
Gründe zu erhalten, welche die einzelnen Auslagen, insbeſondere jene, welche eine 
Ueberſchreitung des Staatsvoranſchlages bilden, veranlaßt haben. — Gerade über 
dieſen Punkt jedoch iſt aus den Erläuterungen der Staatsrechnung oft keine aus⸗ 
reichende Aufklärung zu gewinnen. 

Der Grund dieſer Unvollſtändigkeit iſt wohl darin zu ſuchen, daß jenen 
Rechnungsorganen, welchen die Zuſammenſtellung der Theil⸗Abſchlüſſe obliegt, in 
der Regel auch die Verfaſſung der betreffenden Erläuterungen völlig überlaſſen 
bleibt. 

Es iſt begreiflich, daß dieſelben ihre Aufgabe aus einem mehr formalen 
Geſichtspunkte erfaſſen und hauptſächlich die Ziffernverhältniſſe ins Klare zu ſetzen 
trachten, hinſichtlich der Begründung der Gebahrungsergebniſſe aber ſich nur 
auf Andeutungen beſchränken. 

Hochdieſelben werden daher erſucht, dafür gefälligſt Sorge tragen zu wollen, 


daß in Hinkunft den Erläuterungen zu dieſen Operaten auch von Seite der 


betreffenden Fachdepartements größere Aufmerkſamkeit zugewendet und dieſelben 
in ſolcher Weiſe abgefaßt werden mögen, daß die einzelnen Reſultate nicht nur 
ziffermäßig „erläutert“, ſondern auch hinreichend motivirt erfcheinen. 
Insbeſondere aber iſt es nothwendig, daß in jenen Fällen, wo ſich eine 
Ueberſchreitung des Staatsvoranſchlages ergeben hat, jene Verhältniſſe eingehend 
dargelegt werden, welche die betreffende Mehrausgabe herbeigeführt haben. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 4. Juni 1878, J. 6852, womit 

in Erinnerung gebracht wird, daß die Behörden wegen lebernahme urſprüng⸗ 

licher Staatsangehöriger des dentſchen Reiches ſich an die dortigen Landes- 
polizeibehörden und nicht an die Ortsbehörden zu wenden haben. 


Mit dem h. o. Erlaſſe vom 3. September 1877, 8 12.583*), wurden 
die politiſchen Landesbehörden rückſichtlich des Geſchäftsganges in Angelegenheiten 
des zwiſchen den Regierungen der öſterr.⸗ungariſchen Monarchie und des deutſchen 
Reiches im Juli 1875 (R. G. Bl. Nr. 112) getroffenen Uebereinkommens wegen 
Uebernahme ihrer urſprünglichen Staatsangehörigen, inſoweit dieſelben dem anderen 
Staate noch nicht angehörig geworden ſind, angewieſen, ihre Anträge auf Ueber⸗ 
nahme früherer preußiſcher Angehöriger der vorbezeichneten Kategorie unmittel⸗ 


bar an die preußiſchen Landespolizeibehörden zu richten, ohne die Ver⸗ 


mittlung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern oder der k. und k. Botſchaſt 
in Berlin in Anſpruch zu nehmen. 

Ungeachtet dieſer Weiſung iſt es vorgekommen, daß ſich anſtatt an die 
Landespolizeibehörde an die derſelben untergeordnete Ortsbehörde 
gewendet, daß von dieſer letztern die Uebernahme der auszuweiſenden Perſon 
abgelehnt und in Folge deſſen ſodann der Weg der diplomatiſchen Vermittlung 
betreten wurde. 

Das k. k. Miniſterium des Innern findet ſich dadurch beſtimmt, den obigen 
o. Erlaß zur genauen Darnachachtung in Erinnerung zu bringen, weil zur 


h. 
) Enthalten in Nr. 46 auf Seite 184 des Jahrgangs 1877 dieſer Zeitſchrift. 
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Anerkennung der Uebernahmspflicht hinſichtlich auszuweiſender Perſonen nicht 
die Ortsbehörden, ſondern die Landespolizeibehörden (für Preußen die Bezirks⸗ 
regierungen, in der Provinz Hannover die Landdroſteien und das Polizeipräſidium 
in Berlin) berufen erſcheinen, und weil bei Einhaltung des vorgezeichneten Geſchäfts⸗ 
ganges in nicht ſeltenen Fällen eine weitere diplomatiſche Vermittlung entbehrlich 
gemacht werden kann“. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Uebernahme des Miniſters des Innern 
Joſef Freiherrn La ſſer v. Zollheim in den zeitlichen Ruheſtand genehmigt 
und demſelben das Großkreuz des St. Stephan⸗Ordens taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem bisherigen a. o. Geſandten und bevollmäch⸗ 
tigten Miniſter des ſouveränen Johanniter⸗Ordens am a. h. Hoflager Feldzeug⸗ 
meiſter Bailli Sigismund v. Reiſchach das Großkreuz des Leopold⸗Ordens mit 
der Kriegsdecoration des Eommiandokreuzes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des I: nern 
Joſef Winterhalder taxfrei den Orden der eiſernen Kroue dritter Claſſe 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Finanzminiſterium Anton 
Ritter v. Niebauer taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Finanzminiſteriums 
Andreas Baumgartner das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizei⸗Obercommiſſär der Polizeidirection in 
Brünn Johann Schlitter taxfrei den Titel und Charakter eines Polizeirathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hof⸗ und Miniſterialconcipiſten im Miniſterium 
des Aeußern Fedor Demelie von Pan yova und den dalmat. Bezirkscommiſſär 
Joſef Mardegani zu Cabinetsconcipiſten und wirklichen Hofſecretären ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Hauptmann erſter Claſſe der activen k. k. 
Landwehr Karl Müller Edlen v. Wan dau zum Miniſterialſecretär im 
Miniſterium für Landesvertheidigung ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Ackerbauminiſterium 
Anton Schauenſtein das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Handelsminiſterium Joſef 
Po llanetz taxfrei den Orden der eifernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten Karl Stattler taxfrei den Titel 
eines Baurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Wenzel Neumann zu Prichowitz 
in Böhmen das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberarzte Dr. Alois Sinditi das Ritterkreuz 
des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Hugo Ritter v. 
Hebenſtreit zum Statthalterei⸗Secretär in Ober⸗Oeſterreich ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Coneipiſten der Wiener Polizeidirection 
Karl Sazyma zum Polizeicommiſſär daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Karl Rau bal zum Steuer⸗ 
Oberinſpector der Finanzdirection in Linz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Oberinſpector Anton Bayerlein 
zum Finanzrathe der Brünner Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Dr. Eduard Sauter 
zum Finanzrathe und die Finanzcommiſſäre Alois v. Braitenberg und Gallus 
Haas zu Finanz⸗Obercommiſſären für den Bereich der Finanz⸗Landesdireetion in 
Innsbruck ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrevidenten im Ackerbauminiſt rium 
Anton Podluski zum Rechnungsrathe bei der Forſt⸗ und Domänendirection 
in Bolechow ernannt. 


Erledigungen. 


| Steuer⸗Oberinſpectorsſtelle in der achten Rangsclaſſe für den directen 
Steuerdienſt bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften in Nieder⸗Oeſterreich, bis 
Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 150.) 

Ingenieursſtelle ſür den Staatsbaudienſt im Herzogthume Bucowina mit 
| den Bezügen der neunten Rangsclaſſe und eventuell eine Bauadjunctenſtelle in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 150.) 
| Sngenieurftelle* für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg in 
| der neunten Rangsclaſſe, bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 150.) 
| Bezirksarztesſtelle bei der St. Veitner Bezirkshauptmannſchaft in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 153.) - 
! Lotto⸗Oberamtsoffieialsſtelle, zugleich Caſſecontrolorsſtelle bei der k. k. 
Lottodirection in Wien in der neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende 
Juli. (Amtsbl. Nr. 154.) 


| 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


